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Einleitung

In der Ukamba-Region in Zentralkenia wird das Wasser aufgrund des La Nina-Phänomens bereits knapp. Die Wasserstellen 
sind ausgetrocknet, die Flüsse seit langem versiegt. Die letzte Ernte ist ganz ausgeblieben, das verbliebene Wasser von außer-
ordentlich schlechter Qualität. 

Der Klimawandel verursacht zunehmende soziale und 
ökonomische Schäden, die insbesondere den Ländern 
des globalen Südens hohe, zusätzliche Anpassungsleis-
tungen abverlangen und die Umsetzung von Entwick-
lungszielen erschweren. Um Klimarisiken frühzeitig zu 
erkennen, so weit wie möglich zu vermeiden, zu redu-
zieren, zu puffern und auszugleichen, müssen Klimari-
sikomanagement und Klimaanpassung systematisch 
geplant, umgesetzt und in die jeweiligen lokalen, regi-
onalen und nationalen Politiken integriert werden. Im 
besten Falle kann diese große Herausforderung erfolg-
reich dafür genutzt werden, nicht nur klimabedingte 
Belastungen abzuwenden, sondern einen Mehrwert zu 
schaffen, indem Entwicklungsprozesse nachhaltiger und 
zum Nutzen aller, insbesondere der armen und vulnera-
blen Bevölkerungsgruppen verlaufen: eine schrittweise 
erhöhte Resilienz und nachhaltigere Nutzung von Res-
sourcen könnte Hand in Hand mit einer kohlenstoffär-
meren wirtschaftlichen Entwicklung einen transforma-
tiven Entwicklungsprozess einleiten, der zum Erreichen 
der Agenda 2030-Ziele beiträgt.

Die Kosten der Klimaanpassung sind erheblich und 
werden umso höher ausfallen, je später ein systemati-
scher Anpassungsprozess beginnt und je zögerlicher er 
verfolgt wird, warnt das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) in seinem „Adaptation Gap Report“ 
vom Mai 2016: Demzufolge könnten die jährlichen Kli-
maanpassungskosten in Entwicklungsländern bis 2050 
auf 280 bis 500 Milliarden US-Dollar und damit mindes-
tens auf das Zwölffache dessen ansteigen, was in 2014 an 
internationalen Mitteln für die Klimaanpassung in Ent-
wicklungsländern aufgebracht wurde (vgl. UNEP 2016).

Neben einer erheblichen Finanzierungslücke stehen 
Entwicklungsländer aber auch vor einer Wissens- sowie 
Technologielücke, wie UNEP basierend auf einer ver-
gleichenden Analyse von Anpassungsprogrammen und 
-politiken im ersten UNEP Adaptation Report von 2014 
aufgezeigt hat. Für die Schließung dieser Lücken, von 
Brot für die Welt im politischen Diskurs um die Regu-
lierung klimabedingter Schäden und Verluste mit dem 
Begriff der „Klimarisikolücke“ bezeichnet, dürfte sich 
das Pariser Klimaabkommen vom Dezember 2015 positiv 
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Das Inselparadies Kiribati ist besonders vom Klimawandel 
betroffen. In einigen Jahrzehnten wird es das Land nicht 
mehr geben.

auswirken: Mit seinen beiden Globalzielen einer völligen 
Dekarbonisierung sowie der Gewährleistung von Klima-
resilienz rangieren in diesem historischen Abkommen 
erstmals Klimaschutz und Klimarisikomanagement auf 
Augenhöhe. Neben anderen wichtigen Elementen zur 
systematischen Verbesserung der Anpassungsfähigkeit 
aller Länder bekommt die Erstellung, Berichterstattung 
und Fortschreibung von nationalen Anpassungsplänen 
(National Adaptation Plan, NAP) beziehungsweise -stra-
tegien eine besondere Bedeutung. Wie wichtig die Mehr-
zahl der Staaten diese Herausforderung nimmt, wird 
auch darin deutlich, dass Anpassung in 137 von 161 bis 
zur Pariser Klimakonferenz vorgelegten Intended Nati-
onally Determined Contributions (INDCs), den nationa-
len Klimaaktionsplänen, behandelt wird.

Jedoch ist die Festlegung von Zielen, die Verpflich-
tung auf Prinzipien und die Vorlage von freiwilligen Ak-
tionsplänen – von denen viele an Bedingungen geknüpft 
sind – noch nicht gleichbedeutend mit dem Erreichen der 
beabsichtigten Wirkungen. Überdies, so bringt es ein er-
fahrener Verhandlungsführer der Inselrepublik Nauru, 
der ungenannt bleiben möchte, bei den Bonner Klima-
verhandlungen vom Mai 2016 auf den Punkt, seien viele 
INDCs sehr rasch von Consultants entwickelt worden 
und es fehle vielerorts sowohl ein breites „Ownership“ als 
auch ein strukturierter Prozess, um die INDCs in natio-
nale Politiken einzubetten.

Für die ambitionierte Umsetzung des Pariser Klima-
Abkommens mit Blick auf Klimaresilienz und hier insbe-
sondere die Entwicklung der National Adaptation Plans 
(Nationale Anpassungspläne, NAPs) in Entwicklungs-
ländern gilt dasselbe.

Auf Grundlage des armutsorientierten und men-
schenrechtsbasierten Entwicklungsverständnisses von 
Brot für die Welt ist dabei von besonderer Bedeutung, 
dass NAPs ebenso wie der Prozess und die Beratung, die 
zur Erstellung von NAPs führen, den Bedürfnissen und 
Rechten der ärmsten und vulnerabelsten Bevölkerungs-
gruppen angemessen Rechnung tragen. Dies beinhaltet 
erstens eine wirkliche zivilgesellschaftliche Beteiligung 
im NAP-Entstehungs- und Umsetzungsprozess. Zwei-
tens zählt dazu die Identifizierung vulnerabler Gruppen 
sowie eine vorrangige Ausrichtung der nationalen An-
passungspläne auf die gezielte Erhöhung der Klimaresili-
enz dieser Gruppen. Sie sind besonders schutzbedürftig, 
weil sie am wenigsten dazu in der Lage sind, elementare 

Risiken bis hin zur Verletzung ihrer Menschenrechte aus 
eigener Kraft abzuwehren.

Diese Studie analysiert zunächst, welche Anforde-
rungen an die nationalen Anpassungspläne sich aus 
dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen (United Nations Framework 
Convention on Climate Change, UNFCCC) mit Blick 
auf Vulnerabilität und Partizipation ergeben. Zur Ein-
beziehung der menschenrechtlichen Dimension wird in 
einem zweiten Schritt diskutiert, wie sich der Leitfaden 
des Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) zur Berücksichtigung 
menschenrechtlicher Standards und Prinzipien für die 
Entwicklungszusammenarbeit auf die NAP-Prozesse 
anwenden lässt. Darauf aufbauend wird sodann unter-
sucht, inwiefern in den Leitlinien, Instrumenten und 
Schulungsmaßnahmen wichtiger Akteure im bisherigen 
NAP-Prozess die Faktoren „zivilgesellschaftliche Par-
tizipation” und „Fokus auf besonders vulnerable Bevöl-
kerungsgruppen” Berücksichtigung finden. Der Schwer-
punkt liegt hierbei auf der Deutschen Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ), diesbezüglich ei-
ner der weltweit wichtigsten Akteure, der seine Angebote 
im Klimarisiko- und Anpassungsbereich – gerade auch 
im Auftrag des BMZ – noch weiter ausbauen wird.
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Nationale Anpassungspläne wurden 2010 bei der 16. 
Weltklimakonferenz in Mexiko als Teil des „Cancún 
Adaptation Framework” (CAF) beschlossen (UNFCCC 
2010). Sie sollen den Staaten als Instrument der mittel- 
und langfristigen systematischen Anpassungsplanung 
dienen, möglichst alle Sektoren und Regionen einbezie-
hen, heutige und künftige Risiken aufzeigen, und dabei 
helfen, programmatische und politische Prioritäten so zu 
setzen, dass die Resilienz erhöht und Schäden vermieden 
werden. Das setzt voraus, dass NAPs breite Unterstüt-
zung finden und sie in der nationalen Politik so verankert 
werden, dass eine gute Verknüpfung sowohl horizontal 
(interministeriell) als auch vertikal (das heißt mit der 
regionalen und gegebenenfalls kommunalen Ebene) er-
folgt. 

Mit den NAPs werden mithin folgende Ziele verfolgt 
(UNFCCC 2011, Entscheidung 5/CP.17):

•• Die Minderung von Vulnerabilität gegenüber Klima-
folgen durch den Aufbau von Anpassungskapazitäten 
und Resilienz, sowie

•• die Stärkung einer kohärenten Integration von Klima-
anpassung in allen relevanten Politiken, Programmen 
und Maßnahmen, insbesondere mit Blick auf Ent-
wicklungsstrategien unter Berücksichtigung einer an-
gemessenen Beteiligung aller relevanten Sektoren und 
Akteure auf den unterschiedlichen Ebenen.

Als Leitprinzipien sollen hierbei die Übereinstimmung 
mit der UN-Klimarahmenkonvention, die Respektierung 
der nationalen Souveränitätsrechte („country-driven“), 
Gender-Sensitivität, Partizipation, die Berücksichtigung 
von vulnerablen Gruppen, Communities und Ökosyste-
men, die Beachtung von wissenschaftlicher Fundierung 
und indigenem Wissen, Verfahrensoffenheit und Trans-
parenz Beachtung finden.

2011 einigten sich die Vertragsstaaten auf eine Emp-
fehlung zur Berücksichtigung von vier Verfahrensschrit-
ten im NAP-Prozess: (1) Baseline-Analyse und Identi-
fizierung von Risiken, (2) Vorbereitende Schritte (unter 
anderem Konsultationsprozesse und Recherchen), (3) 
Umsetzungsstrategien und (4) Berichterstattung, Über-
prüfung und Revision.

Zu den nötigen Unterstützungsmaßnahmen gehö-
ren die Entwicklung technischer Richtlinien für NAPs, 
Workshops und Experten-Treffen, Trainings und regio-

Kapitel 1

NAP im UNFCCC-Prozess und  
dem Paris-Abkommen

naler Austausch, die Auswertung und Verbreitung von 
Erfahrungen, technische Analysen und technische Bera-
tung sowie die finanzielle Unterstützung, unter anderem 
durch den Least Developed Countries Fund (LDCF) und 
den Special Climate Change Fund (SCCF) für Entwick-
lungsländer, die nicht zu den am wenigsten entwickelten 
Ländern (LDC) zählen.

1.1 Vulnerabilitätsfokus  
und zivilgesellschaftliche  
Partizipation in den NAPs

Die LDC Expert Group (LEG) hat im Auftrag der Ver-
tragsstaatenkonferenz (COP) und in Kooperation mit der 
Global Environmental Facility (GEF) technische Richt-
linien für die Erstellung von nationalen Aktionsplänen 
veröffentlicht, die die vier oben genannten Verfahrens-
schritte spezifizieren (LDC Expert Group, 2012).

Für die Vorbereitungsphase sehen die LEG-Richt-
linien zu NAPs zwar die Durchführung von sektoralen 
Klimarisiko- und Vulnerabilitätsanalysen auf unter-
schiedlichen geographischen Ebenen vor, bei denen 
insbesondere auch die Klimarisiken für die Erreichung 
von Entwicklungszielen wie Ernährungssicherheit und 
Armutsüberwindung untersucht werden sollen (eben-
da S. 23ff.). Jedoch fehlt in den Richtlinien die Vorgabe, 
vulnerable Gruppen im Zuge der Risikoanalyse zu iden-
tifizieren. Im Unterschied dazu wird für den Schritt der 
Priorisierung von Anpassungsmaßnahmen neben dem 
sektoralen und regionalen Fokus auch ein Fokus bezogen 
auf Bevölkerungsgruppen vorgeschlagen. 

Auch in den stärker detaillierten technischen Anwei-
sungen für die Durchführung der einzelnen NAP-Schrit-
te von der Risikoanalyse über die Festlegung von Zielen 
und Maßnahmen bis zum Mainstreaming der nationa-
len Aktionspläne in anderen Planungsprozessen und 
Politikfeldern wird deutlich, dass die LDC Expert Group 
für den NAP-Prozess sehr viel stärker von einem geo-
graphischen und sektoralen denn einem gruppen- oder 
personenbezogenem Vulnerabilitätsverständnis ausgeht 
(ebenda S. 50ff.).

Eine Ausnahme stellt hierbei die vergleichsweise 
starke Gewichtung von Gender-Aspekten dar, und zwar 
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sowohl bei der Thematisierung von Vulnerabilität als 
auch bei beteiligungsbezogenen Ansätzen zur Verbesse-
rung der Klimaresilienz von Frauen. Diesem Thema ist 
ein eigenes Unterkapitel gewidmet, das im Ansatz men-
schenrechtsbasiert argumentiert. Allerdings wirken die 
hier aufgelisteten Empfehlungen recht isoliert, da sie in 
den Richtlinien an anderer Stelle kaum aufgegriffen wer-
den (ebenda S. 17).

Die Anforderung, zivilgesellschaftliche Partizipation 
zu gewährleisten, bleibt in den LEG-Richtlinien weitge-
hend beschränkt auf die Konsultation von Stakeholdern 
in einem sehr späten Stadium des NAP-Prozesses, das 
heißt wenn die Anpassungspläne im Entwurf bereits 
vorliegen (ebenda S. 23). Damit bleiben die Richtlinien 
in punkto Beteiligung deutlich hinter dem zurück, was 
in Planungsprozessen für international finanzierte Ent-
wicklungsprojekte, etwa in den IFC-Performance Stan-
dards oder den Weltbank Safeguards, als Standard ein-
gefordert wird.

Insgesamt wirken die Richtlinien der LDC Expert 
Group – wiewohl sie viele gute Elemente enthalten – tech-
nokratisch und lassen den Staaten sehr viel Gestaltungs-
spielraum („country driven“) für die Ausgestaltung ihres 
jeweiligen NAP-Prozesses. Das Vulnerabilitätsverständ-
nis ist sehr offen gehalten und die Identifikation und pri-
oritäre Unterstützung der vulnerabelsten – also schutzbe-
dürftigsten – Gruppen wird nicht zum Standard erhoben. 
Dasselbe gilt für die Partizipation der Zivilgesellschaft. 
Insofern kann nicht davon gesprochen werden, dass die 
LEG-Richtlinien menschenrechtsbasiert wären, zumal 
der Begriff der Menschenrechte in den Richtlinien nicht 
verwendet wird.

1.2 Anforderungen durch das 
Paris-Abkommen 

Artikel 7 des Abkommens spezifiziert, wie das globale 
Klimaresilienzziel des Abkommens erreicht werden soll. 
In Paragraph 7.5 werden die Prinzipien für Anpassungs-
maßnahmen in einer Form spezifiziert, die über die LEG-
Richtlinien hinausgeht. Dabei wird ein gender-sensitiver, 
partizipativer und transparenter Prozess empfohlen, der 
verwundbare Gruppen, Gemeinden und Ökosysteme mit 
einbezieht. In Paragraph 7.9 werden Planungsvorgaben 
und Operationalisierungsempfehlungen unterbreitet, die 
Anpassungsplanung zwar bindend vorschreibt, die kon-
krete Umsetzung aber den Staaten überlässt, und damit 
bezogen auf Vulnerabilität, Menschenrechte und Parti-
zipation Gestaltungsspielraum lässt („country driven“).

Auch die in der UNFCCC Decision 1/CP.21 in Pa-
ragraph 41ff. enthaltenen Ausführungsbestimmungen 
für die Umsetzung von Artikel 7, die sich weitgehend auf 
die künftige Berichterstattungsmodalitäten der Länder 
zu Anpassung unter dem Abkommen beziehen, legen 
nicht den Schluss nahe, dass auf bindende Standards für 
die Berücksichtigung vulnerabler Gruppen, zivilgesell-
schaftlicher Partizipation und Menschenrechten hinge-
arbeitet wird. Insofern müssten Strategien, die die Ein-
haltung solcher Standards bezwecken, auf das freiwillige 
Einverständnis der einzelnen Länder und die Schaffung 
von Beispielen guter Praxis abzielen. Umso wichtiger 
wäre es allerdings, dass die Durchführungsorganisatio-

In den Sundarbarns in Bangladesch zeigt sich die Versal-
zung der Ackerböden in Folge des Klimawandels deutlich.
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nen, die Länder im NAP-Prozess beraten, hierauf einen 
Fokus legen. Das gilt ebenso für zivilgesellschaftliche 
Akteure, die sich in den NAP-Prozess einbringen.

Neben den oben genannten Ankerpunkten für eine 
entsprechende Argumentation in Artikel 7 des Abkom-
mens kann argumentativ auch auf die Präambel des Ab-
kommens als wichtige Referenz (freilich ohne verpflich-
tende Wirkung) zurückgegriffen werden: Diese bringt 
Armutsgruppen in den Fokus, indem auf die engen 
Wechselwirkungen zwischen Klimawandel und Armuts-
überwindung verwiesen wird, hebt das Primat der Wah-
rung von Ernährungssicherheit hervor und beinhaltet 
ein Bekenntnis zu den Menschenrechten in ihrer ganzen 
Breite ebenso wie auf Klima-, Geschlechter- und Genera-
tionengerechtigkeit.

Die Präambel ist die einzige Passage des Abkom-
mens, die Bezug zu menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen nimmt – und das in sehr guter Form: So bekennen 
sich die Unterzeichnerstaaten zur uneingeschränkten 
Achtung der Menschenrechte bei allen ihren Handlun-
gen, Gesetzen und politischen Entscheidungen inklusive 
derer, die der Klimaanpassung dienen. Unter Bezugnah-

me auf die völkerrechtlich verankerten Respektierungs- 
und Schutzpflichten der Staaten werden vor allem die 
besondere Bedeutung und die spezifischen Rechte ein-
schließlich des Rechts auf Entwicklung derer hervorge-
hoben, die zeitweise oder ständig vulnerabel und mithin 
schutzbedürftig sind. Dazu zählt das Abkommen indi-
gene Völker, lokale Gemeinschaften, Kinder, Menschen 
mit Behinderungen und Migrantinnen und Migranten. 
Darüber hinaus verpflichtet die Präambel auf die Gleich-
berechtigung der Geschlechter, die Stärkung und Selbst-
befähigung von Frauen und die Gewährleistung von Ge-
rechtigkeit zwischen den Generationen. 

Diese Verankerung der Menschenrechte in der Prä-
ambel muss gewürdigt werden und schafft eine gute 
Grundlage für menschenrechtsbasierte NAPs. Die aus-
drückliche Verpflichtung der Staaten, das Recht auf Le-
ben, angemessenen Wohnraum, Nahrung, Wasser und 
Gesundheit aller Menschen und insbesondere der Vulne-
rabelsten zu schützen und zu garantieren, ist ein starker 
Anker im Abkommen, der für die künftige Ausgestaltung 
der NAP-Prozesse unbedingt genutzt werden sollte (siehe 
Brot für die Welt/ACT Alliance 2016).
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Brot für die Welt stellt in zahlreichen Veröffentlichun-
gen zum Thema Klimaresilienz den vorrangigen Schutz 
der ärmsten und vulnerabelsten Menschen in den Mit-
telpunkt (siehe unter anderem Brot für die Welt/ACT 
Alliance/Germanwatch 2015). Begründet wird dies mit 
dem diakonischen Auftrag der „Option für die Armen“ 
sowie mit dem Menschenrechtsansatz, den Brot für die 
Welt für seine entwicklungspolitische Arbeit beschlos-
sen hat. Hieraus sowie aus dem Konzept der „Klima-
Leuchtturmprojekte“, das seit 2008 gemeinsam mit der 
Diakonie Katastrophenhilfe und in Zusammenarbeit mit 
ausgewählten Partnerorganisationen entwickelt worden 
ist, lassen sich Anforderungen an Klimaanpassung und 
Klimarisikomanagement ableiten.

Die Leuchtturmvorhaben sind Pilotprojekte, um die 
Risiken des Klimawandels für besonders verwundbare 
Zielgruppen zu reduzieren und ihnen nachhaltige Ent-
wicklungsperspektiven zu bieten. Für die Stärkung von 
Resilienz wird dabei auf das Konzept „Linking Relief, 
Rehabilitation and Development (LRRD)” zurückge-
griffen, und eine verbesserte Verknüpfung von Vorsorge- 
und Anpassungsmaßnahmen der langfristigen Entwick-
lungszusammenarbeit mit Maßnahmen zur Prävention 
und Minderung von Katastrophenrisiken angestrebt. 
Dies erfordert eine verstärkte Kooperation der unter-
schiedlichen Akteure auf lokaler, nationaler und interna-
tionaler Ebene. In einer ersten Projektphase wird daher 
eine Risikoanalyse bis hinunter auf die Haushaltsebene 
durchgeführt, bei der die Analyse von Klimarisiken und 
Vulnerabilität der Bevölkerung in eine Risikobewertung 
mündet. Die Risikoanalyse bildet die Grundlage, um ge-
meinsam mit der Bevölkerung einen Maßnahmenplan 
zu erarbeiten, der sowohl Elemente der Katastrophen-
vorsorge als auch der Anpassung enthält mit dem Ziel, 
die Klimaresilienz zu erhöhen. Dabei werden diejenigen 
Haushalte priorisiert, die den höchsten Risiken ausge-
setzt sind. Ergänzt werden die haushaltsbezogenen Maß-
nahmen um jene Maßnahmen, die der gesamten Bevöl-
kerung zugute kommen.

Überträgt man dieses Vorgehen von der lokalen auf 
die nationale Ebene, lassen sich folgende Anforderungen 
an den NAP-Prozess ableiten:

1.	 Im NAP-Prozess sollte eine menschenrechtliche Prü-
fung erfolgen, die sicherstellt, dass bei der nationalen 
Anpassungsplanung menschenrechtliche Standards 

(das heißt Recht auf Nahrung, Recht auf Wasser etc.) 
gewahrt und die menschenrechtlichen Prinzipien 
(Partizipation, Befähigung, Nicht-Diskriminierung, 
Chancengleichheit, Transparenz, Rechenschafts-
pflicht) eingehalten werden.

2.	 Ein menschenrechtsbasiertes Vulnerabilitätsver-
ständnis bedingt zwingend, dass im Rahmen der Vul-
nerabilitäts- und Risikoanalyse nicht nur vulnerable 
Sektoren oder Regionen, sondern auch die vulnerab-
len Bevölkerungsgruppen identifiziert werden. Denn 
es ist eine völkerrechtlich kodifizierte menschenrecht-
liche Verpflichtung der Staaten, vorrangig die Resili-
enz derjenigen zu erhöhen, die am Schutzbedürftigs-
ten sind. Daher müssen die Risikoanalysen zu Beginn 
der NAPs es leisten, vulnerable Bevölkerungen zu 
identifizieren. Und folgerichtig müssen beim Design 
der Anpassungsmaßnahmen solche Programme prio-
risiert werden, die dem Schutz der zuvor identifizier-
ten Gruppen dienen. Diesbezüglich müssen die NAPs 
Transparenz und Rechenschaftspflicht gewährleisten.

3.	 Die Einbeziehung und Mitwirkung der Bevölkerung 
beziehungsweise ihrer Interessensvertretungen ist 
das dritte konstitutive Element, welches sich ableiten 
lässt. Partizipation muss für den gesamten Planungs-
prozess gelten und darüber hinaus sicherstellen, dass 
potentiell benachteiligte Gruppen hiervon nicht aus-
geschlossen sind, das heißt unter anderem Indigene, 
Minderheiten und Frauen. Deren Partizipation wird 
in der Regel am besten über die Einbeziehung von zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen ihres Vertrauens 
sichergestellt.

Kapitel 2

Anforderungen von Brot für die  
Welt an Klimaanpassung und 
Klimarisikomanagement 

Durch Dürre und Erosion degradierte Flächen werden im 
Rahmen des Leuchtturmprojekts im Landkreis Legambo 
in Äthiopien wieder rehabilitiert.
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Im menschenrechtlichen Konzept des BMZ (BMZ 2011, 
S. 3) heißt es unter Bezugnahme auf die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechte von 1948: „Menschenrechte 
sind Leitprinzip deutscher Entwicklungspolitik. Sie sind 
maßgeblich für die Ziele, Programme und Vorgehens-
weise der deutschen Entwicklungspolitik in der Zusam-
menarbeit mit Partnerländern und auf internationaler 
Ebene.“ Der „BMZ-Leitfaden zur Berücksichtigung von 
menschenrechtlichen Standards und Prinzipien, ein-
schließlich Gender, bei der Erstellung von Programm-
vorschlägen der deutschen staatlichen technischen und 
finanziellen Zusammenarbeit” (BMZ 2013) ist eine ver-
bindliche Vorgabe für die staatlichen Durchführungs-
organisationen (GIZ, Kreditanstalt für Wiederaufbau 
KfW), sofern sie Vorhaben im Auftrag des BMZ planen 
oder umsetzen. Das gilt auch für Anpassungsplanung 
und -umsetzung. Für nicht vom BMZ geförderte Maß-
nahmen der Durchführungsorganisationen sowie der 
KfW-Tochter Deutsche Investitions- und Entwicklungs-
gesellschaft (DEG) ist der Leitfaden eine Richtschnur, 
für zivilgesellschaftliche, kirchliche oder privatwirt-
schaftliche EZ-Maßnahmen eine Orientierungshilfe 
(BMZ 2016). 

Der BMZ-Leitfaden soll sicherstellen, dass in allen 
EZ-Vorhaben der Menschenrechtsansatz Anwendung 
findet, das heißt geförderte Maßnahmen „durchgängig 
Bezug nehmen auf bürgerlich-politische, wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Menschenrechte sowie die men-
schenrechtlichen Standards und Prinzipien“ (BMZ 2013, 
S. 1). Damit einher geht der in den Menschenrechtskon-
ventionen verankerte „besondere Schutz und die gezielte 
Förderung der Rechte benachteiligter beziehungsweise 
diskriminierter Gruppen, zu denen insbesondere Men-
schen in Armut, Frauen, Kinder und Jugendliche, indi-
gene Völker, sexuelle Minderheiten und Menschen mit 
Behinderungen zählen“ (ebenda). 

Die Leitlinien schreiben den Durchführungsorga-
nisationen verpflichtend vor, dass bei der Planung und 
Durchführung von EZ-Maßnahmen menschenrecht-
liche Risiken und Wirkungen geprüft und auf die Ein-
haltung von menschenrechtlichen Standards und Prin-
zipien hingewirkt wird. Angewendet auf die Beratung 
und Kapazitätsentwicklung von Partnerländern und 
-institutionen bedeutet das, dass GIZ und KfW sowohl 
im NAP-Prozess als auch beim Capacity Building zu Kli-
maanpassung und Klimarisikomanagement und bei der 

Kapitel 3

Anforderungen des BMZ-Leitfadens zur 
Berücksichtigung menschenrechtlicher 
Standards und Prinzipien

Flaggschiffinitiative „InsuResilience“ alles ihnen mögli-
che tun, den Menschenrechtsansatz sowie die Anforde-
rungen aus den Leitlinien umzusetzen. Entsprechend 
müssten sowohl die menschenrechtlichen Standards 
(also die in den Menschenrechtskonventionen kodifizier-
ten Menschenrechte selbst), als auch die sechs prozessbe-
zogenen menschenrechtlichen Prinzipien (Partizipation, 
Befähigung, Nicht-Diskriminierung, Chancengleich-
heit, Transparenz, Rechenschaftspflicht) in den Trai-
nings und Lehrmaterialien sowie in den unterstützten 
NAP-Prozessen und Anpassungsmaßnahmen deutlich 
erkennbar Niederschlag finden. Zudem müsste im Hin-
blick auf Klimarisikoanalysen und die Festlegung von 
Anpassungsprioritäten der beiden vielleicht grundle-
gendsten menschenrechtlichen Anforderungen entspro-
chen werden, nämlich die vulnerabelsten Gruppen und 
Personen vorrangig zu identifizieren und dann deren 
Schutz und Förderung die größte Priorität einzuräumen 
(siehe oben). 

Für alle klimabezogenen Projekte und Programme, 
die im Auftrag des BMZ durchgeführt werden, müssen 
daher nach Auffassung des Verfassers und der Verfasse-
rin dieser Studie folgende Kriterien eingehalten werden, 
um den eigenen menschenrechtlichen Anforderungen 
des BMZ zu entsprechen:

1.	 Menschenrechtliche Risiken und Wirkungen sind ge-
prüft.

2.	 Menschenrechtliche Standards und Prinzipien wer-
den beachtet. 

3.	 Die vulnerabelsten Gruppen sind identifiziert.
4.	 Der Schutz und die Förderung der vulnerabelsten 

Gruppen werden priorisiert.
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Kapitel 4

Vulnerabilität, Resilienz und menschen-
rechtsbasierte Kriterien im NAP-Prozess

Klimaanpassung zielt auf punktuelle oder im besten Fal-
le strukturelle Veränderung ab, die die Resilienz – also 
Widerstandsfähigkeit – gegen negative Klimafolgen er-
höht und im besten Fall dazu führt, dass am Ende ein 
Zustand erreicht wird, der zu mehr sozialer Sicherheit 
und Wohlstand führt. Anpassung ist kontextspezifisch 
und zielt auf die Vermeidung beziehungsweise Verrin-
gerung von Risiken ab. Risiken resultieren aus dem 
Zusammenwirken von Vulnerabilität und den klimati-
schen Stressfaktoren beziehungsweise Klimagefahren 
(„hazard“). Weil letztere in Intensität und Eintrittswahr-
scheinlichkeit nur langfristig durch Klimaschutz beein-
flussbar sind, fokussiert Anpassung auf die Verringe-
rung von klimabezogener Vulnerabilität. Vulnerabilität 
ist sehr vielschichtig und daher mehr als nur materielle 
Armut: Nach der Definition des Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change (IPCC) in seinem vierten Fort-
schrittsbericht setzt sich Vulnerabilität zusammen aus 
den Komponenten Gefahrenexposition („exposure“), 
Klimasensitivität („sensitivity“) und Anpassungskapa-
zität („adaptive capacity“). Der Leuchtturmansatz von 

Diakonie Katastrophenhilfe und Brot für die Welt folgt 
einem ähnlichen Vulnerabilitätsverständnis, bezieht bei 
der Differenzierung von Anpassungskapazität (dort: Re-
silienz) jedoch noch stärker die unterschiedlichen Fakto-
ren, die den Lebensunterhalt ermöglichen, mit ein (siehe 
Abb.1). Das „Framework for Climate Change Vulnerabi-
lity Assessments“ der GIZ, welches als konzeptionelle 
Grundlage des „Vulnerability Sourcebook“ dient, aller-
dings nicht für verpflichtend für alle GIZ-Vorhaben gilt, 
basiert wiederum auf der IPCC-Definition von Vulnera-
bilität: „Vulnerability is ‘the degree to which a system is 
susceptible to and unable to cope with adverse effects of 
climate change, including climate variability and extre-
mes. Vulnerability is a function of the character, magni-
tude, and rate of climate change and variation to which a 
system is exposed, the sensitivity and adaptive capacity 
of that system’. (...) Adaptive capacity refers to ‘the abi-
lity of a system to adjust to climate change – including 
climate variability and extremes – to moderate potential 
damages, to take advantage of opportunities, or to cope 
with the consequences’“ (GIZ 2014a, S. 26).

Grafik
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Quelle: Rottach 2014
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Um Klimaresilienz zu erhöhen, können entweder die 
Risikoexposition verringert (zum Beispiel durch Bebau-
ungsverbote und Nutzungseinschränkungen in Gefah-
renzonen), die Sensitivität (Fragilität) gegenüber Kli-
magefahren gemindert (zum Beispiel durch ökonomische 
Diversifizierung), oder die Anpassungsfähigkeit erhöht 
werden, um die Schäden durch Klimaereignisse besser 
absorbieren zu können. Die meisten Anpassungsmaß-
nahmen setzen ihren Schwerpunkt auf Letzteres.

Bislang gibt es keine standardisierte Verfahren und 
nur wenig Erfahrungen für die Anwendung eines men-
schenrechtsbasierten Ansatzes für die Anpassungspla-
nung beziehungsweise NAP. Ziel müsste es dabei sein, 
besonders gefährdete Gruppen in der Risikoanalyse zu 
identifizieren und deren Schutz und spezielle Förderung 
in der Anpassungsplanung zwecks Gewährleistung ihrer 
Rechte (menschenrechtliche Standards) und unter Be-
rücksichtigung menschenrechtlicher Prinzipien (Partizi-
pation usw.) zu priorisieren.

Ohne sich ausdrücklich auf den Menschenrechtsan-
satz zu beziehen, ist das von dem zivilgesellschaftlichen 
Netzwerk Southern Voices entwickelte „National Adapta-
tion Policy Assessment Tool“ ein hilfreiches Instrument 
auf dem Weg zu einer menschenrechtlich basierten An-

passungspolitik (Southern Voices 2015). Das Instrument 
eignet sich auch für das Monitoring von NAP-Prozessen 
und basiert auf sieben Prinzipien, 28 Kriterien und wei-
teren Indikatoren, die ein Scoring ermöglichen. Die mit 
Kriterien und Indikatoren hinterlegten sieben „Joint 
Principles of Adaptation“ sind zwar nicht deckungsgleich 
mit den fünf menschenrechtlichen Prinzipien (vor allem 
das siebte Prinzip der erkenntnis- und wissenschaftsba-
sierten Formulierung von Anpassungspolitiken entzieht 
sich der direkten Übertragung in eine menschenrecht-
liche Systematik), lassen sich diesen aber in gewissem 
Rahmen zuordnen, wie die folgende Übersicht aufzeigt. 

Um Anpassungsplanung menschenrechtsbasiert 
durchzuführen, ist eine angemessene Beteiligung der 
vulnerabelsten Menschen kein hinreichendes, aber ein 
erstes, unerlässliches Kriterium.

Partizipation, und damit verbunden die Frage, wer, 
wann, wie und wozu in den NAP-Prozess einbezogen 
werden muss, ist komplex. Gebührende Partizipation 
(„due participation“) ist eine Anforderung für den ge-
samten NAP-Prozess von der Erstellung der Roadmap 
über die Planung bis zur Implementierung. Die IFC 
Performance Standards ebenso wie die derzeit in der 
Überarbeitung befindlichen Safeguards der Weltbank, 

Prinzipien für Anpassung Menschenrechtliche Prinzipien

Die Entwicklung, Umsetzung und Überprüfung der Anpassungspolitiken 
erfolgt partizipativ und inklusiv.

Prinzip der Partizipation

Die Anpassungsfinanzierung erfolgt effizient und die eingesetzten Mittel  
werden transparent und integer verwaltet.

Prinzip der Transparenz

Alle beteiligten Regierungsstellen und Verwaltungsbehörden haben klar  
definierte Verantwortlichkeiten und sind mit den erforderlichen Mitteln  
ausgestattet, diesen gerecht zu werden.

Prinzip der Rechenschafts
pflicht

Lokale Anpassungspläne basieren auf Ansätzen, die die Resilienz der  
lokalen Gemeinschaften und der Ökosysteme stärken.

Prinzip der Partizipation

Die Resilienz der vulnerabelsten Gruppen wird besonders gefördert.
Prinzipien der Nicht-Diskrimi-
nierung und Chancengleichheit

In die Entwicklung besonders benötigter Anpassungsfähigkeiten und  
Kapazitäten sowie der physischen Infrastruktur wird angemessen investiert.

Prinzip der Befähigung 
(Empowerment)

Anpassungspläne und -maßnahmen reagieren auf die aktuellen und 
prognostizierten Folgen und Auswirkungen des Klimawandels.

keine Entsprechung

Quelle: Southern Voices 2015, S. 1 ff., übersetzt und ergänzt durch Verfasser und Verfasserin
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und mehr noch die sehr ausführlichen technischen 
Umsetzungsbestimmungen der großen Geber der in-
ternationalen finanziellen Zusammenarbeit, widmen 
diesem Aspekt für ihre Vorhaben ganz im Gegensatz 
zu den LEG-Richtlinien (siehe oben) zu Recht sehr viel 
Aufmerksamkeit. Sie wollen die Menschenrechtskompa-
tibilität von großen Finanzierungsprojekten sicherstel-
len – und scheitern daran dennoch häufig. Insofern ist 
es erstaunlich, wie wenig diese Fragestellung im NAP-
Kontext bislang thematisiert wird.

Ein interessantes Kriterien-Raster für die Sicher-
stellung der Partizipation von vulnerablen Bevölke-
rungsgruppen im Rahmen von klimabezogenen Pro-
jektplanungen (hier: erneuerbare Energien in Marokko) 
schlägt die Nichtregierungsorganisation Germanwatch 
(Germanwatch 2015, S. 23f.) vor. Sie kann hierbei auf 
praktische Erfahrungen unter anderem in Ägypten und 
Marokko zurückgreifen. Die sogenannten „Principles of 
meaningful community engagement in utility-scale re-
newable energies“, die ihrerseits Anleihen bei den „Stan-
dards for Responsible Mining“ (Initiative for Responsib-
le Mining Assurance 2015) sowie dem „Sustainability 
Framework for CSP Projects“ (Germanwatch/Wuppertal 
Institute 2016) nehmen, umfassen elf Prinzipien, die den 
menschenrechtlichen Anforderungen ebenso wie den 

Quelle: Germanwatch 2015, S.9.

IFC Performance Standards und den World Bank Safe-
guards an Partizipation im Rahmen von EZ-unterstüt-
zen Maßnahmen mindestens entsprechen beziehungs-
weise teilweise darüber hinausgehen. Insofern eignen sie 
sich gut als Messlatte. Diese Prinzipien sind:

•• Rechenschaftspflicht („Accountability“) in der Durch-
führung des Beteiligungsprozesses

•• Kontext- und Stakeholder-Analyse zu Beginn des Pro-
zesses

•• Repräsentativität bei der Beteiligung der Stakeholder 
(siehe Abbildung)

•• Inklusivität („Inclusiveness”) durch den Einbezug 
möglichst verschiedener Stakeholder

•• Freiwillige, vorab und in Kenntnis der Sachlage gege-
bene Zustimmung („Free, prior and informed consent“, 
FPIC)

•• Empowerment unterstützen
•• Vielfalt respektieren
•• Proaktivität in Bezug auf den Einbezug der Bevölke-

rung
•• Flexibilität in der Handhabung des Beteiligungspro-

zesses
•• Beschwerdemechanismen einrichten
•• Regelmäßige Überprüfung des Beteiligungsprozesses.

Ausgewählte Gemeinde-Stakeholder:
•• Kleine und mittlere Unternehmen
•• Bauern und Bäuerinnen
•• Landlose/Pächter
•• Frauen
•• Jugend
•• Stammes-/religiöse Führer
•• Lokale NGOs
•• Bildungs-/Gesundheitsvertreter

Regierung

Projekt-
Stakeholder

Nationale  
NGOs

Lokale  
Gemeinde

Projektentwickler

Investoren

Gemeinde-
verwaltung

Übersicht über Stakeholder-Gruppen
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Die GIZ erbringt im Auftrag von BMZ und des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit (BMUB) umfassende Beratungs- und 
Fortbildungsleistungen in den Bereichen Klimarisiko-
management/Klimarisikoanalysen, Klimaanpassung, 
Anpassungsplanung (inklusive NAP), Monitoring und 
Evaluierung von Anpassung sowie Klimarisikotransfer/
Klimaversicherungen (inklusive InsuResilience). 

Über die Mitwirkung in internationalen Anpas-
sungs-Netzwerken ist die GIZ aktiv in den internatio-
nalen Austausch und die gemeinsame Methodenent-
wicklung einbezogen. So ist die GIZ ein Partner im NAP 
Global Support Program (NAP-GSP), das mit finanzieller 
Förderung durch den LDCF am wenigsten entwickelte 
Länder sowie durch den SCCF andere Entwicklungslän-
der dabei unterstützt, nationale Aktionspläne zu entwi-
ckeln. Gemeinsam mit dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) und dem United Nations 
Institute for Training and Research (UNITAR) hat die 
GIZ den Ansatz der „NAP country level trainings“ (siehe 
GIZ 2014b) entwickelt. Bis Juni 2016 wurden diese Trai-
nings in 18 Ländern durchgeführt, teilweise gemeinsam 
von GIZ, UNDP und UNITAR, teilweise auch getrennt 
voneinander. Durch diese Trainings und andere Maß-
nahmen unterstützt die GIZ Entwicklungsländer dabei, 
im NAP-Prozess organisatorische, methodische und 
technischen Kapazitäten aufzubauen. Besondere Bedeu-
tung haben dabei etwa Instrumente, die die Umsetzung 
des technischen Leitfadens der LEG zu NAPs unterstüt-
zen. Da dieser allerdings keinen verpflichtenden Charak-
ter hat, reicht die Unterstützung der GIZ über den Leit-
faden hinaus. Zudem legt die GIZ besonderen Wert auf 
die Einbettung beziehungsweise das Mainstreaming von 
Anpassung im Rahmen der staatlichen Entwicklungs- 
und Budgetplanung („NAP Align“) sowie die Einbezie-
hung bereits bestehender Anpassungskapazitäten in den 
Ländern im Zuge des NAP-Prozesses, um Synergien zu 
mobilisieren und Redundanzen zu vermeiden („SNAP 
Tool – Stocktaking for National Adaptation Planning“) 
(GIZ et al. 2014). Schließlich betreibt die GIZ ein Online-
Portal zu Anpassung mit vielfältigen Informationen und 
Bildungsmaterialien, das sogenannte AdaptationCom-
munity.net (http://www.adaptationcommunity.net/)/, 
dem Selbstverständnis nach ein Kompetenzzentrum für 
Klimawandel. Diese Online-Plattform bietet unter ande-
rem eine ausgezeichnete Auswahl an GIZ-Materialien 

zum Thema, Anleitungen für die Durchführung von 
Capacity-Building-Maßnahmen sowie Links zu anderen 
relevanten Plattformen wie etwa des NAP Global Net-
works und des NAP Global Support Programs (http://
www.adaptation-undp.org/projects/naps-ldcs).

Als wichtige Werke der GIZ zu Klimarisiko-/Vulne-
rabilitätsanalysen – und damit als Grundlage für diesen 
wichtigen Schritt im NAP-Prozess – dienen zwei Publi-
kationen:

•• The Vulnerability Sourcebook – Concept and guideli-
nes for standardized vulnerability assessments (GIZ et 
al. 2014; zzgl. diverse Annexe und Templates)

•• A Framework for Climate Change Vulnerability As-
sessments (GIZ et al. 2014c)

Beide Publikationen sind im Auftrag des BMZ erstellt 
und in vielfacher Hinsicht hilfreich. Sie beinhalten Ele-
mente eines menschenrechtsbasierten Ansatzes für Ri-
sikoanalysen und auch die weiterführende Anpassungs-
planung. Doch keinem der beiden liegt ein stringenter 
Menschenrechtsansatz zu Grunde, was angesichts der 
seit 2013 verbindlich geltenden menschenrechtlichen 
Leitlinien des BMZ erwartbar wäre.

Die GIZ differenziert in „ A Framework for Climate 
Change Vulberability Assessments“ zunächst zwischen 
Top Down- und Bottom Up-Ansätzen von Klimarisiko-
analysen. In derselben GIZ-Publikation heißt es dann 
weiter, dass die Beteiligung vulnerabler Bevölkerungs-
gruppen lediglich bei Bottom Up-Ansätzen – und auch 
hier nur eingeschränkt – unabdingbar sei. Das impli-
ziert, dass Klimarisikoanalysen durchaus auch ohne die 
besondere Fokussierung auf die spezifischen Interessen 
der verletzbarsten Bevölkerungsgruppen – und ohne de-
ren Beteiligung – möglich sein sollen. Ein solches Ver-
ständnis ist mit dem Menschenrechtsansatz, wie ihn 
die Leitlinien des BMZ zu Recht vorgeben, nur schwer 
vereinbar.

In derselben Publikation wird argumentiert, dass 
Top Down und Bottom Up-Ansätze zwar idealerweise 
miteinander zu einem Hybridansatz kombiniert werden, 
dass dies aber häufig nicht geschieht, sodass globale, 
nationale und regionale Analysen zumeist Top Down-
Ansätze verwenden, wohingegen lokale Analysen Bot-
tom Up-Methoden bevorzugen (ebenda S. 27, 31-33). Das 
ist im Grundsatz nachvollziehbar, darf allerdings nicht 

Kapitel 5

Vulnerabilität, Partizipation und  
Menschenrechte in NAP-Beratung  
sowie Capacity-Building der GIZ
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dazu führen, dass eine menschenrechtliche Herange-
hensweise inklusive Fokus auf die vulnerablen Gruppen 
sowie deren direkte oder indirekte Beteiligung lediglich 
bei der kommunalen, nicht aber bei der regionalen und 
nationalen Anpassungsplanung – und damit bei den 
NAPs – zum Tragen kommt. Genau dieses Risiko aber 
besteht.

Zwar werden in der Publikation viele gute Anregun-
gen gegeben, die den oben genannten Kriterien entspre-
chen. Jedoch geschieht dies nicht hinreichend stringent 
und systematisch.

Auch das Vulnerability Sourcebook der GIZ (s.o.), 
das sich auf den NAP-Prozess bezieht und hierfür einen 
umfänglichen Instrumentenkasten anbietet, löst diese 
Widersprüche nicht auf. Es propagiert keinen stringen-
ten Menschenrechtsansatz, erhebt die Identifizierung 
vulnerabler Gruppen und deren vorrangigen Schutz (ab-
gesehen von Frauen) nicht zur Norm und verfolgt statt-
dessen sehr viel stärker einen sektoralen Ansatz. Zwar 
thematisiert dieser durchaus Klimarisiken für Bereiche 
wie Gesundheit, Ernährung und Wasserverfügbarkeit, 
stellt aber nicht den Nexus zu vulnerablen Bevölke-
rungsgruppen her und unterlässt den Schritt, genau zu 
identifizieren, welche Gruppen denn am stärksten durch 
Klimarisiken in der Erfüllung ihrer Menschenrechte auf 
Nahrung, Wasser, Gesundheit usw. gefährdet sind bezie-
hungsweise welche Anpassungsmaßnahmen erforderlich 

wären, um diese Rechte zu schützen beziehungsweise 
umzusetzen.

So heißt es bei der GIZ unter Rückgriff auf die COP-
Entscheidung 5/CP.17 zu den Zielen von NAPs sehr all-
gemein und ohne menschenrechtlichen beziehungsweise 
gruppenspezifischen Bezug, dass NAPs Vulnerabilität 
reduzieren, Anpassungskapazität ausbauen und Klima-
wandelanpassung in die sektorale und allgemeine Ent-
wicklungsplanung integrieren sollen (siehe http://www.
adaptationcommunity.net).Die Liste der Module der 
von der GIZ zusammen mit UNDP und UNITAR ent-
wickelten NAP-Ländertrainings (siehe GIZ Fact Sheet 
„National Adaptation Plan (NAP) Process Country Le-
vel Training“, NAP-GSP) ebenso wie die GIZ-Trainings-
materialien zu „Climate Change Adaptation Planning“ 
(http://www.adaptationcommunity.net/knowledge/
cca-training/training-materials/) beinhalten kein men-
schenrechtliches Modul und lassen ein stringentes men-
schenrechtliches Mainstreaming nicht erkennen. Auch 
nimmt die Liste der GIZ für Erfolgsfaktoren von NAP-
Prozessen nicht Bezug auf die prioritäre Sicherung der 
durch Klimarisiken gefährdeten Menschenrechte vulne-
rabler Gruppen. 

Zusammenfassend kann positiv hervorgehoben 
werden, dass die GIZ der Beratung von NAP-Prozessen 
große Bedeutung beimisst und eine Vielzahl von ent-
sprechenden Angeboten unterbreitet. Die Bedeutung 
von Capacity Development ist klar erkannt und die GIZ 
hat hierzu ein breites Angebot entwickelt. Vulnerabilität 
ist ein Schlüsselbegriff und wird adressiert, jedoch nicht 
unter Nutzung eines menschenrechtlichen Ansatzes 
und mit nur begrenztem Fokus auf vulnerable Gruppen 
und deren aktiver Beteiligung im Prozess. Insofern ist, 
wie durch die oben aufgeführten Beispiele spezifiziert, 
eine menschenrechtliche und partizipative Lücke zu di-
agnostizieren, die es zu schließen gilt – auch und gerade 
im Sinne von Kohärenz mit den menschenrechtlichen 
Leitlinien des BMZ. Ein empfehlenswerter erster Schritt 
in dieser Richtung wäre eine Stakeholder-Konsultation 
der GIZ unter Beteiligung der Zivilgesellschaft inklusi-
ve legitimer Repräsentanten vulnerabler Bevölkerungs-
gruppen sowie einschlägiger Fachinstitutionen und 
Praktikern aus dem menschenrechtlichen und Partizi-
pationsbereich.Diese Slumbewohner und -bewohnerinnen in Dhaka, Ban-

gladesch, mussten ihre Heimat in Folge des Klimawandels 
verlassen. 
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Die GIZ unterstützt als Durchführungsorganisation im 
Auftrag von BMZ und BMUB den NAP-Prozess in un-
terschiedlicher Form in einer Reihe von Ländern. Sie 
begleitet die NAP-Prozesse in Togo, Kambodscha, Al-
banien und Tansania. BMZ-finanzierte Vorhaben gibt 
es außerdem in Mauretanien, Madagaskar und Marok-
ko. Über das BMUB werden Thailand und Benin unter-
stützt. Darüber hinaus beteiligt sich die GIZ in einigen 
Ländern über das NAP Global Support Program oder 
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leistet punktuelle Unterstützung. Einen Überblick der 
Länder, in denen die GIZ in die NAP-Prozesse involviert 
ist, gibt die folgende Abbildung.

Die meisten NAP-Prozesse in Entwicklungsländern lau-
fen noch, viele davon befinden sich im Anfangsstadium. 

bezugs zivilgesellschaftlicher Akteure oder der Ausrich-
tung auf besonders verwundbare Bevölkerungsgruppen 
möglich wäre. Daher werden im Rahmen dieser Analyse 
einige exemplarische Ergebnisse vorgestellt, Schlussfol-
gerungen und Empfehlungen basieren auf deren Auswer-
tung.

Unterstützung von NAP-Prozessen durch die GIZ

Quelle: GIZ 2016
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Bis Juli 2016 hatten erst drei Länder ihre NAP-Dokumen-
te bei der UNFCCC eingereicht, darunter keines, das von 
der GIZ beraten worden wäre. Nur in wenigen Ländern 
werden die Zwischenergebnisse (zum Beispiel Stakehol-
der-Konsultationen, nationale Workshops, Stocktaking-
Berichte) veröffentlicht. Somit ist die Dokumentation 
der bisherigen nationalen Aktivitäten nicht umfangreich 
genug, als dass eine systematische Auswertung der men-
schenrechtlichen Ausrichtung und insbesondere des Ein-
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6.1 Kambodscha

Die GIZ hat gemeinsam mit dem NAP Global Sup-
port Program 2014 in Kambodscha eine nationale Be-
standsaufnahme (Stocktaking) durchgeführt. Im An-
schluss daran hat die GIZ eine weitere Beratung des NAP 
Prozesses vereinbart, um die Umsetzung zu begleiten.

Im Bericht über die Stocktaking-Mission der GIZ 
lässt sich in Bezug auf die Ausrichtung auf besonders 
vulnerable Gruppen feststellen, dass zwar vereinzelt vul-
nerable Gruppen erwähnt und beteiligt werden – zum 
Beispiel in der Situationsbeschreibung, bei den vorge-
schlagenen Maßnahmen und durch eine geschlechter-
paritätische Beteiligung der Stakeholder – jedoch von 
einer systematischen Ausrichtung keine Rede sein kann. 
Zwar bieten Vulnerability Assessments als eine der pri-
oritären Aktionsfelder grundsätzlich den Raum für den 
Einbezug von vulnerablen Bevölkerungsgruppen, doch 
an den Stellen, an denen mehr Details genannt werden, 

beschränken sie sich fast ausschließlich auf Sektoren 
und Regionen.

Ähnlich sieht es bei der Partizipation der kambod-
schanischen Zivilgesellschaft aus. Ein Stakeholder-Map-
ping wurde ausgeführt, in dem auch Nichtregierungs-
organisationen enthalten sind und eine Organisation 
(NGO Forum) explizit erwähnt wird. Es findet aber keine 
Differenzierung zwischen nationalen Nichtregierungs-
organisationen und lokalen, „community-based orga-
nizations“ (CBOs) statt. Die Verantwortlichkeiten sind 
hauptsächlich für die ministerielle Ebene ausformuliert 
und lassen einen Top down-Ansatz erkennen. Stakehol-
der-Konsultationen werden für den Beginn der Umset-
zung vorgeschlagen, ein erster für die Ausformulierung 
von prioritären Maßnahmen, ein zweiter mittelfristig für 
die Überprüfung der Umsetzung. Es finden sich jedoch 
kaum Hinweise für die Beteiligung von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen an den Umsetzungsschritten da-
zwischen (GIZ et al. 2014d).

  

Institutionelle Verankerung des Mainstreamings von Anpassung in Kambodscha

Quelle: JICA 2015a

 17

   	 Klimapolitik im Faktencheck Kapitel 6



Eine Aufarbeitung des NAP-Prozesses aus dem Jahr 
2015 zeigt, dass dieser Prozess bisher ausschließlich auf 
nationaler Ebene stattgefunden hat (JICA 2015a). Da-
bei wird der Cambodia Climate Change Strategic Plan 
(CCCSP) 2014 bis 2023 als einer der zentralen Baustei-
ne des nationalen Aktionsplans genannt. Während der 
Entwicklung des CCCSP fanden Konsultationen mit der 
Wissenschaft, Nichtregierungsorganisationen, dem Pri-
vatsektor und internationalen Gebern statt. Es ist aber 
nicht erkennbar, dass auch in den einzelnen Regionen 
solche Konsultationen durchgeführt wurden. Stattdes-
sen wird auf eine fehlende Dezentralisierung und Ver-
ankerung des Prozesses bei den Provinzregierungen als 
ein Problem des NAPs hingewiesen. Im CCCSP wird 
Partizipation als Vision formuliert: „Creating a national 
framework for engaging the public, private sector, civil 
society organizations and development partners in a par-
ticipatory process for responding to climate change to 
support sustainable development”(Royal Government of 
Cambodia 2013, S. 3). Zwar finden sich an verschiedenen 
Stellen Maßnahmen zur Verbesserung der Partizipation 
der Zivilgesellschaft, von Kommunen und des Privatsek-
tors, doch für die Koordination der Umsetzung ist eine 
Struktur geschaffen worden, die nur aus den beteiligten 
Ministerien besteht (siehe Abbildung S. 17).

In den drei übergeordneten Zielen des CCCSP wird 
auch der Schutz besonders verwundbarer Bevölkerungs-
gruppen genannt: „Reducing vulnerability to climate 
change impacts of people, in particular the most vulne-
rable, and critical systems (natural and societal)” (Royal 
Government of Cambodia 2013, S.3). Allerdings findet 
sich weder in den acht strategischen Zielen noch in den 
dazu gehörigen Aktivitäten eine klare Ausrichtung auf 
die besonders vulnerablen Bevölkerungsgruppen. Der 
Hauptfokus der Maßnahmen liegt auf den Regionen, 
Sektoren und Ökosystemen. Lediglich Gender und die 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Betroffenheit 
von Frauen durch die Folgen des Klimawandels werden 
in einem der Ziele ausgeführt. Ansonsten aber finden 
vulnerable Gruppen vor allem im Bereich der Aufklä-
rungsarbeit und nur vereinzelt in den anderen Maßnah-
men Erwähnung.

6.2 Togo

Die GIZ hat 2013 an der Durchführung eines ersten 
nationalen Stakeholder-Workshops mit 40 Teilnehmen-
den, darunter auch zwei Vertreterinnen und Vertreter 
von Nichtregierungsorganisationen, mitgewirkt. In der 
durchgeführten SNAP-Analyse wurde festgestellt, dass 
zu den Schwächen die mangelnde Partizipation auf lo-
kaler Ebene und die fehlende vertikale Integration gehö-
ren. Allerdings beziehen sich die weiteren öffentlichen 
Dokumente, in denen Togo 2014 von seinen bisherigen 
und geplanten Schritten berichtet, vor allem auf ein bes-
seres Mainstreaming von Klimawandelanpassung in die 
Regierungspolitik und eine bessere Budgetierung (GIZ/
NAP-GSP 2014).

6.3 Thailand

In Thailand unterstützt die GIZ die thailändische Regie-
rung in einem durch die Internationale Klimaschutzini-
tiative (IKI) finanzierten und von 2015 bis 2019 laufenden 
Projekt bei ihrem NAP-Prozess. Interessant an diesem 
Ansatz ist, dass als Ausgangspunkt explizit die Risiken, 
die sich durch den Klimawandel für Thailand ergeben, 
gewählt wurden und dass als eine der ersten Maßnah-
men eine Risikoanalyse durchgeführt wurde. Allerdings 
bezog sich diese Analyse auf die sechs relevanten Sekto-
ren aus dem Thai National Climate Change Master Plan 
(Landwirtschaft, Ernährungssicherheit, natürliche Res-
sourcen, Wasser, Besiedelung und Sicherheit, Tourismus 
und Gesundheit). Ein bevölkerungszentrierter Ansatz, 
der speziell die am stärksten verwundbaren Bevölke-
rungsgruppen identifiziert, lässt sich nicht erkennen. Im 
Rahmen des Projektes sollen außerdem Pilotmaßnah-
men in verschiedenen Regionen gefördert werden, die 
dann gegebenenfalls weiter ausgebaut werden können. 
Allerdings kann nach der aktuellen Informationslage 
nicht gesagt werden, nach welchen Kriterien diese Pilot-
projekte ausgewählt werden und ob besonders verwund-
bare Bevölkerungsgruppen davon profitieren (IKI 2015).

Beim NAP-Training zum Auftakt des NAP-Prozesses 
in Thailand wird als Ziel genannt, dass die Stakeholder 
aus den Ministerien, Institutionen und der Zivilgesell-
schaft den NAP-Prozess verstehen sollen. Als Zielgruppe 
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wurden allerdings nur Vertreterinnen und Vertreter der 
Ministerien genannt („stakeholders from key sector mi-
nistries involved“) (GIZ 2015).

6.4 Erfahrungen aus den  
bisherigen NAP-Prozessen

Die Auswertung der bisherigen Erfahrungen aus den 
NAP-Prozessen, basierend auf Gesprächen mit Betei-
ligten und Beobachtern sowie einer Analyse der öffent-
lich zugänglichen Dokumente, führen die Verfasserin 
und den Verfasser dieser Studie zu der Einschätzung, 
dass die vertikale Integration von Planungsebenen (na-
tional – regional – lokal) sowie die Partizipation zivilge-
sellschaftlicher Akteure im gesamten Prozessverlauf in 
den meisten Ländern verbesserungsbedürftig ist. Das 
gilt auch für die Länder, die von der GIZ beraten werden. 
Die verstärkte Ausrichtung auf besonders verwundbare 
Gruppen findet sich nur ansatzweise in den analysier-
ten NAP-Dokumenten, darunter nationale NAP-Doku-
mente, Workshop-Materialien und GIZ Fact Sheets, und 

spielt auch im sonstigen Diskurs im Vergleich zu Themen 
wie Mainstreaming, Finanzierung und interministerielle 
Kooperation eine nachgeordnete Rolle, soweit dies von 
außen zu beurteilen ist. 

Bei der von der GIZ mitorganisierten Adaptation 
Futures Konferenz im Mai 2016 wurden unter anderem 
Erfahrungen aus den bisherigen NAP-Prozessen ausge-
wertet. Das Mainstreaming von Anpassung in anderen 
Politikbereichen etwa wird als schrittweiser Prozess er-
achtet, der eine starke Interaktion mit der Wissenschaft 
erfordert, und bei dessen Umsetzung nicht nur die Re-
gierung, sondern alle relevanten Stakeholder beteiligt 
sein müssen. Viele Länder berichteten außerdem von 
den großen Herausforderungen, die Umsetzung von An-
passungsmaßnahmen zwischen unterschiedlichen Sek-
toren und Ebenen (national, lokal) zu koordinieren. Als 
mögliche Lösungsansätze wurden unter anderem die Be-
teiligung des Privatsektors und der lokalen Bevölkerung 
(communities) sowie die Umsetzung über Pilotprojekte, 
die später ausgeweitet werden können (learning by do-
ing), diskutiert (Adaptation Futures 2016). Eine konse-
quente Ausrichtung auf einen menschenrechtlichen An-
satz lässt sich hier jedoch nicht erkennen.
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7.1 NAP Global Support  
Programme (NAP-GSP)

Das NAP-GSP unterstützt die NAP-Prozesse in vielen 
Ländern und kooperiert dabei mit Akteuren wie der 
GIZ, UNDP oder UNEP. Allerdings verfügt das NAP-
GSP über ein vergleichsweise geringes Budget und kann 
daher bisher nicht viele nachfolgende Maßnahmen an-
bieten. Das langfristige Ziel ist es aber, eine kontinuierli-
che Begleitung zu verstärken und die NAP-Aktivitäten in 
bilaterale Vorhaben einzubetten.

Der NAP-GSP-Bericht vom November 2015 über die 
Unterstützung der nationalen NAP-Prozesse in den ers-
ten zwei Jahren gibt einen Überblick über die gesammel-
ten Erfahrungen. Zwar wird als Ziel des NAP-GSP ge-
nannt, die institutionellen und technischen Kapazitäten 
für einen schrittweise zu entwickelnden NAP-Prozess so 
zu stärken, dass die NAPs länderbasiert, gender-sensibel 
und partizipativ sind sowie auf den nationalen Prioritä-
ten beruhen. Auch wird hervorgehoben, dass mittel- bis 
langfristig die Anpassungsplanung „multistakeholder-
oriented“ sein soll. Es wird aber nicht weiter ausgeführt, 
welche Stakeholder involviert werden sollen und wie be-
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ziehungsweise bei welchem Schritt Partizipation zu ge-
währleisten sei. In den Aktivitäten, die in dem Bericht 
vorgestellt werden, lässt sich nicht erkennen, dass Par-
tizipation explizit gefördert wurde. Von den 15 Ländern, 
die das NAP-GSP unterstützt, geben nur drei an, in ih-
ren Stakeholder-Workshops zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen beteiligt zu haben. Weitere sechs haben zwar 
Stakeholder-Konsultationen abgehalten, aber es waren 
entweder nur Vertreterinnen und Vertreter von Ministe-
rien beteiligt oder über die Teilnehmenden werden keine 
Angaben gemacht. Für die übrigen sechs Länder ist eine 
Beteiligung von Stakeholdern nicht erkennbar.

Die Bedeutung eines inklusiven Prozesses, der zivil-
gesellschaftliche Akteure stärkt, wird zwar mehrfach be-
tont, aber die vergangenen und geplanten Maßnahmen 
fokussieren ausschließlich auf die ministerielle Ebene, 
das heißt deren Kapazitätsaufbau und Austausch unter-
einander. Damit wird versucht, das nationale Ownership 
zu stärken. Ob in dem nationalen Prozess aber zivilgesell-
schaftliche Akteure beteiligt und dabei auch besonders 
vulnerable Gruppen einbezogen werden, scheint den na-
tionalen Akteuren und Strukturen überlassen zu sein.

So findet sich auch kein Hinweis auf die besondere 
Berücksichtigung vulnerabler Gruppen in den NAP-
Prozessen. Die Anwendung von Tools und Vulnerabili-
tätsanalysen beziehen sich auf Sektoren, zum Beispiel 
die Reisproduktion in Kambodscha oder die Forstwirt-
schaft in Burkina Faso. Auch bei den zentralen Kapazi-
täten, die für die Erarbeitung und Umsetzung der NAPs 
gefragt sind, werden technische Kapazitäten (sektorale 
Vulnerabilitätsanalyse, ökonomische Einschätzung der 
mittel- bis langfristigen Kosten von Anpassung, Budge-
tierung) genannt, aber keine Verbindung zur Gestaltung 
von Multistakeholder-Prozessen gezogen, bei denen die 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen beteiligt 
sind und die vor allem den benachteiligten und vulnera-
blen Gruppen Gehör verschaffen (NAP-GSP 2015).

7.2 Japan – JICA

In Asien ist die Japan International Cooperation Agency 
(JICA) ein wichtiger Akteur, der NAP-Prozesse in mehre-
ren Ländern unterstützt. In dem Instrument „JICA Cli-
mate-FIT (Climate Finance Impact Tool)“ für Anpassung 

wird der Ansatz für die Unterstützung von Anpassungs-
maßnahmen ausführlich dargestellt. Dabei verfolgt JICA 
einen eindeutig sektoralen und keinen bevölkerungszen-
trierten Ansatz. Vulnerabilitätsanalysen werden für die 
verschiedenen Sektoren durchgeführt und innerhalb der 
Sektoren wird zwar auf die unterschiedlichen regionalen 
Auswirkungen, nicht aber auf unterschiedlich betroffene 
Bevölkerungsgruppen Bezug genommen (JICA 2011).

JICA hat auch eine Publikation mit Fallstudien aus 
Asien zu den NAP-Prozessen herausgebracht, in der die 
Erfahrungen zusammengetragen und einige wichtige 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung von 
NAPs definiert werden (siehe Abbildung) (JICA 2015b). 

Hierbei wird erkennbar, dass ein partizipativer An-
satz bei den institutionellen Voraussetzungen genannt 
wird, weil der Einbezug der Meinungen unterschiedli-
cher Akteure einen Beitrag für eine gute Umsetzung leis-
ten würde. Auch die vertikale Integration wird genannt, 
ebenso wie die Schaffung einer Struktur, die Stakeholder 
auf nationaler und lokaler Ebene in Verbindung bringt. 
Bei der Umsetzung wird unter anderem ein Bottom Up-
Ansatz unterstützt, bei dem Pilotprojekte auf unterer 
Ebene zu einem besseren Verständnis von Lösungsan-
sätzen führen können. Diese sollten dann auf andere Re-
gionen übertragen werden. Aber auch in dieser Publika-
tion von JICA findet sich kein Hinweis auf die besonders 
verwundbaren Bevölkerungsgruppen. Weder scheinen 
die NAPs besonders auf sie ausgerichtet zu sein, noch 
spielen sie einen Beitrag in deren Umsetzung.

Mangroven schützen wegen ihrer dichten Verästelung wie 
hier in Kiribati die Küsten vor Erosion und vor den Wellen. 

 21

   	 Klimapolitik im Faktencheck Kapitel 7



7.2.1 Indonesien

Ein Fallbeispiel ist Indonesien, wo neben JICA und der 
Asiatischen Entwicklungsbank (ADB) auch die GIZ 
punktuelle Unterstützung für den NAP-Prozess leistet. 
Hier hat 2013 ein Prozess zu NAPs (National Action Plan 
for Climate Change Adaptation – RAN-API) begonnen. 
Für die Umsetzung wurde ein Climate Change National 
Coordination Team eingesetzt, dem neben unterschiedli-
chen Ministerien auch Vertreterinnen und Vertreter von 
Provinzregierungen, Universitäten, Nichtregierungsor-
ganisationen, CBOs und weitere Stakeholder angehö-
ren (siehe Abb. 6). An welcher Stelle des Prozesses das 
Team eingesetzt wurde, ist jedoch nicht erkennbar (JICA 
2015a).

In der Umsetzung ist neben dem Mainstreaming in 
nationale Politikprozesse auch die Durchführung von 
Pilotprojekten auf lokaler Ebene vorgesehen, die im Fe-
bruar 2015 gestartet wurden. Die Erfahrung der indone-

sischen Regierung daraus ist, dass die Umsetzung dieser 
Anpassungsmaßnahmen auf lokaler Ebene eine Heraus-
forderung darstellt, weil unterschiedliche Stakeholder 
auf verschiedenen Ebenen einbezogen werden müssen. 
Dabei wurde auch festgestellt, dass es nützlich sei, die 
Gesamtmaßnahmen von Anfang an offenzulegen und 
zu diskutieren, um dann die Rollen der einzelnen Sta-
keholder zu definieren. Dies unterstütze auch den Ka-
pazitätsaufbau vor Ort. Hierfür müssen allerdings klare 
Verantwortlichkeiten bei den lokalen Regierungsstellen 
geschaffen werden.

Die Ausrichtung der Anpassungsmaßnahmen auf 
besonders verwundbare Bevölkerungsgruppen ebenso 
wie deren Beteiligung im Prozess ist wenig dokumen-
tiert. Indonesiens NAP verfolgt einen sektoralen Ansatz. 
Die Datenerhebung zu vulnerablen Bevölkerungsgrup-
pen erfolgt lediglich im Zuge des Monitoring sowie der 
Evaluierung (JICA 2015c).

 
 

 

 

 

Internationale Entwicklungsorganisationen

JICA

Andere 
Ministerien BMKG KLHK BPS KDN

Universitäten 
und Forschungs-

institute
NGOs Andere lokale 

Ämter

BAPPENAS
CCCNCT AG Anpassung

RAN-API 
Sekretariat

In
st

it
u

ti
on

en

Nationale Ebene Lokale Ebene

A
k

ti
vi

tä
te

n

BAPPEDA

GIZ ADB USAID

RAN-API

Vulnerabilitätsanalyse
Feedback

Anpassungsstrategien

Aktionsplan

Vulnerabilitätsanalyse

Anpassungsstrategien

Aktionsplan

RPJMD/Pläne 
für andere lokale 

Ämter

RPJMN/Pläne für 
andere Ministerien

Kompatibilitäts-
analyse

Kennungen

Kompatibilitäts-
analyse

Kennungen

Pilotprojekte 
(15 Standorte)

Quelle: JICA 2015c

Institutionelle Vorkehrungen und Mainstreaming in Indonesien

22



7.3 United States Agency for Inter-
national Development (USAID)

Eine kurze Zusammenfassung der Erfahrungen mit der 
Anwendung des USAID Climate Resilient Development 
Framework auf die NAP-Prozesse betont die Bedeutung 
der Partizipation nichtstaatlicher Akteure an den Prozes-
sen. Auftaktworkshops, die etwa in Jamaika, Westafrika 
und Tansania abgehalten wurden, bildeten den Aus-
gangspunkt für die nationalen NAP-Prozesse. Owner-
ship von Stakeholdern und deren Beteiligung zu einem 
frühen Zeitpunkt im NAP-Prozess werden als zentrale 
Erfolgsfaktoren beschrieben (Kim et al. 2016). Hier zeigt 
sich also durchaus eine Schwerpunktsetzung auf die 
Stärkung der Partizipation in der Anpassungsplanung. 

Die Beteiligung von Öffentlichkeit, Zivilgesellschaft und 
Privatwirtschaft wird als Faktor eines effektiven Gover-
nance-Systems für Anpassung genannt (USAID 2014). 
Wie dies in der Praxis umgesetzt wird, konnte allerdings 
nicht überprüft werden.

Vom Ansatz her verfolgt USAID einen „development 
first“-Ansatz, der sich auf die Identifizierung besonders 
vulnerabler Sektoren konzentriert, die für die Erreichung 
von Entwicklungszielen wichtig sind. Das USAID Clima-
te Resilience Development Framework analysiert dem-
entsprechend Bereiche mit Blick auf natürliche, soziale 
und ökonomische Inputs für die Verbesserung ihrer Kli-
maresilienz. Dabei zählen auch benachteiligte und mar-
ginalisierte Bevölkerungsgruppen zu den im Framework 
gelisteten Bereichen.

Um ihre Ernten vor Überschwemmungen zu schützen, bauen diese indonesischen Bauern im Leuchtturmprojekt von Brot für 
die Welt-Partner IPPHTI Reis auf schwimmenden Flößen an.
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Die untersuchten NAP-Prozesse sowie die Beratungs- 
und Unterstützungsangebote der Durchführungsor-
ganisationen, darunter die im Auftrag von BMZ und 
BMUB agierende GIZ, die im Rahmen dieser Kurzana-
lyse begutachtet wurden, erfüllen die Anforderungen 
eines menschenrechtsbasierten Ansatzes, der die Rech-
te der vulnerabelsten Bevölkerungsgruppen priorisiert 
und ihnen eine angemessene Beteiligung an den NAP-
Prozessen gewährt, nur eingeschränkt. Stattdessen wird 
die Stärkung der Kapazitäten der beteiligten staatlichen 
Stellen, deren Kooperation untereinander sowie mit wei-
teren, als wichtig identifizierten nationalen Akteuren pri-
orisiert. So wesentlich dies ist, ersetzt es doch nicht die 
Einbeziehung vulnerabler Gruppen über die Beteiligung 
ausgewählter Akteure, die deren Interessen vertreten, 
wie etwa community-based organizations (CBOs).

Es gibt einzelne Ansätze, die hilfreich, aber ausbau-
fähig sind, so beispielsweise:

•• die Koordinationsstruktur in Indonesien, die neben 
staatlichen Stellen auch zivilgesellschaftliche Akteure 
in die Abstimmung des Prozesses einbindet;

•• der risikobasierte Ansatz in Thailand;
•• der beispielsweise in Kambodscha und Indonesien ver-

folgte Ansatz, in Pilotprojekten innovative Ansätze zu 
erproben, die dann ausgeweitet und übertragen wer-
den können;

•• sowie das am „development first“-Ansatz orientierte 
USAID Climate Resilience Development Framework.

Bei aller Vorsicht, die geboten ist, weil sich viele NAP-Pro-
zesse noch in einem frühen Stadium befinden, und die be-
reits verfügbare Grundlage an dokumentierten Erfahrun-
gen noch entsprechend knapp ausfällt, scheint uns doch 
ein vorläufige Urteil gerechtfertigt: Die meisten NAP-Pro-
zesse und die hierbei eingesetzten methodischen Ansätze 
setzen die Anforderungen eines menschenrechtsbasierten 
Ansatzes, wie ihn zum Beispiel die menschenrechtlichen 
Leitlinien des BMZ verbindlich für Maßnahmen der deut-
schen internationalen Zusammenarbeit vorschreiben, 
nicht konsequent um. In keinem der gesichteten Doku-
mente etwa der GIZ wird explizit auf menschenrechtliche 
Leitlinien Bezug genommen. Auch auf andere Weise wird 
nicht deutlich, dass die menschenrechtlichen Staaten-
pflichten, Standards und Prinzipien einen zentralen Re-
ferenzrahmen im NAP-Prozess darstellen. 

8.1 Empfehlungen 

Basierend auf den Ergebnissen dieser Analyse resultie-
ren folgende Empfehlungen:

•• BMZ, BMUB, GIZ und KfW sollten auf die konsequen-
te Anwendung eines menschenrechtsbasierten Ansat-
zes bei der Unterstützung des NAP-Prozesses ebenso 
wie in der InsuResilience-Initiative hinarbeiten. Die 
menschenrechtlichen Leitlinien des BMZ müssen 
auch bei der Planung und Umsetzung von Maßnah-
men zur Stärkung der Klimaresilienz ebenso wie bei 
allen weiteren Maßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Paris-Abkommen angewendet werden. Besonders 
vulnerable Bevölkerungsgruppen müssen zu Beginn 
der Planung eindeutig identifiziert, im Planungspro-
zess angemessen beteiligt und bei der Umsetzung von 
Maßnahmen priorisiert werden.

•• Die GIZ sollte auf zivilgesellschaftliche Organisationen 
wie Brot für die Welt sowie deren globales Netzwerk 
ACT Alliance, auf Fachorganisationen mit ausgewie-
sener Expertise in Menschenrechts- und Partizipati-
onsfragen, sowie auf CBOs in Ländern, in denen NAP-
Prozesse beraten werden, zugehen, um Kooperationen 
im NAP-Prozess zu sondieren. Insbesondere sollte 
hierbei auf eine frühzeitige zivilgesellschaftliche Be-
teiligung im NAP-Prozess sowie eine Fokussierung auf 
die vulnerabelsten Bevölkerungsgruppen hingewirkt 
werden, wobei die Erfahrungen der oben genannten 
Stakeholder einfließen können.

•• Internationale zivilgesellschaftliche Organisationen 
und ihre Netzwerke sollten sich selbst verstärkt in die 
NAP-Prozesse einbringen, denn die Einbeziehung und 
Mitwirkung der Bevölkerung beziehungsweise ihrer 
Interessensvertretungen ist ein konstitutives Element 
nachhaltig erfolgreicher Planung und Umsetzung von 
Anpassungsmaßnahmen. Wo möglich, sollten Erfah-
rungen dokumentiert und ausgetauscht werden. Dies 
kann auch Erfahrungen von Dritten einbeziehen, die 
sich für die Priorisierung der Anliegen der vulnerabels-
ten Bevölkerungsgruppen, für Transparenz und für 
zivilgesellschaftliche Beteiligung einsetzen (zum Bei-
spiel Adaptation Fund NGO Network oder Southern 
Voices).

Kapitel 8
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Abkürzungsliste 

ACT Alliance	 Action by Churches Together/Internationales Aktionsbündnis der Kirchen
ADB	 Asiatische Entwicklungsbank
BMUB	 Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
BMZ	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
CAF	 Cancun Adaptation Framework/in Cancun vereinbartes Anpassungs-Rahmenwerk
CBO	 Community-based Organization/Gemeindebasierte Organisation
CCCSP	 Cambodia Climate Change Strategic Plan/Strategieplan von Kambodscha zum Klimawandel
COP	 Conference of Parties/Vertragsstaatenkonferenz
CSP	 Concentrating Solar Power/Energiegewinnung aus solarthermischen Kraftwerken
DEG	 Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft
FPIC	 Free, prior and informed consent/Recht auf freie, frühzeitige und informierte Zustimmung
GIZ	 Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit
GEF	� Global Environmental Facility/Globale Umweltfazilität zur Finanzierung von Umweltschutzprojek-

ten in Entwicklungsländern
IFC	 International Finance Corporation
IKI	 Internationale Klimaschutzinitiative
INDC	 Intended Nationally Determined Contribution
IPCC	 Intergovernmental Panel on Climate Change/Weltklimarat
JICA 	 Japanisches Umweltministerium
KfW	 Kreditanstalt für Wiederaufbau
LDC	 Least Developed Countries/Gruppe der am wenigsten entwickelten Länder
LDCF	 Least Developed Countries Fund/Fonds für die am wenigsten entwickelten Länder
LEG	 Least Developed Country Expert Group/Expertengruppe für die am wenigsten entwickelten Länder
LRRD	 Linking Relief, Rehabilitation and Development
NAP	 National Adaptation Plans/Nationale Anpassungspläne
NAP-GSP	 NAP-Global Support Programm/Globales Unterstützungsprogramm für Nationale Anpassungspläne
NGO	 Non-governmental Organization/Nichtregierungsorganisation
SCCF	 Special Climate Change Fund/Fonds für Entwicklungsländer, die keine LDCs sind
UNDP	 United Nations Development Programme/Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
UNEP	 United Nations Environment Programme/Umweltprogramm der Vereinten Nationen
UNFCCC	 UN Framework Convention on Climate Change/ UN-Klimarahmenkonvention
UNITAR	� United Nations Institute for Training and Research/Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Ver-

einten Nationen
USAID	� United States Agency for International Development/Behörde der Vereinigten Staaten für internati-

onale Entwicklung
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